Öries - Sammlung 


fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


Ne. 


— — 


(No. 613.) Verordnung über die Einführung der Vorſchriften des Allg. Landr. Th. II. 
Tit. 20. H. 12. bis 15. inel., und der Krim. Ordn. H. 96. bis 98, indl., 
wegen der von Preußiſchen Unterthanen im Auslande, oder von Fremden 
im Inlande oder auch im Auslande begangenen Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen, in ſaͤmmtliche Provinzen der Monarchie, worin die Preußiſchen 
Geſetzbuͤcher noch nicht Geſetzeskraft haben. Vom 30ſten Juni 1820, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König bon 
a Preußen ꝛc. ꝛc. 3 i 


Um die Grundſaͤtze wegen Unterſuchung und Beſtrafung der von Unſern 
Unterthanen im Auslande, imgleichen der von Fremden. innerhalb Unſerer 
Staaten oder auch im Auslande begangenen Verbrechen oder Vergehen, in 
allen Provinzen der Monarchie in Uebereinſtimmung zu bringen, verordnen 
Wir, auf Antrag Unſers Staatsminiſteriums, nach erfordertem Gutachten 
Unſers Staatsraths, wie folgt: a N 2 5 

N I. Die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Theil II. Titel 20. 
$. 12. bis 15. einſchließlich, imgleichen der Kriminalordnung g. 96. bis 98. 
einſchließlich, welche zu dem Ende der gegenwärtigen Verordnung als Anhang 
beigefuͤgt ſind, ſollen von nun an in allen Provinzen der Monarchie, worin 
die erwaͤhnten Geſetzbuͤcher uͤbrigens noch nicht Geſetzeskraft haben, mit den⸗ 
jenigen Modifikationen in Anwendung kommen, welche aus der eigenthuͤm⸗ 
lichen Einrichtung der Gerichte in dieſen Provinzen ſich von ſelbſt ergeben. 
4 2. Alle, dieſen Vorſchriften zuwiderlaufende, in den oberwaͤhnten 
Provinzen bisher guͤltig geweſene Geſetze und Verordnungen, namentlich 
auch die Artikel 5. 6. und 7. des in den Rheinprovinzen noch geltenden Ge⸗ 
ſetzbuchs über das gerichtliche Verfahren in Strafſachen, ſollen dagegen außer 
Kraft treten. *** TEE 

3. Die Miniſter der Juſtiz und der auswaͤrtigen Angelegenheiten haben 
für. die Beobachtung dieſer Verordnung zu ſorgen. Beſonders wird der Juſtiz⸗ 
miniſter die Gerichte in den neuen Provinzen mit dem Sinne der Vorſchriften 

Jahrgang 1820. des 


* 


(Ausgegeben zu Berlin den 15ten Juli 1820.) 


— 


des Allgemeinen Landrechts und der Kriminalordnung, und mit der Art, wie 
ſie in den alten Provinzen Unſerer Monarchie, wo jene Geſetzbuͤcher gelten, 
angewandt werden, in einer beſondern Inſtruktion bekannt machen. 
Gegeben Berlin, den Zoſten Juni 1820. a 
(. S.) Friedrich Wilhelm. 

E. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
8 Beglaubigt: . 
Frieſe. 


5 A n b 2 
Allgemeines Landrecht Theil II. Titel 20. Abſchnitt 1. $. 12. bis 15. 


8 2 
Nice nur Unterthanen, fondern auch Fremde, welche innerhalb der Grenze 


des Staats ſich aufhalten, ſind ſich um die Geſetze deſſelben zu erkundigen 


verpflichtet. 


H. 13. Dergleichen Fremde, welche innerhalb Landes Verbrechen be⸗ 
gehen, werden daher auch nach inlaͤndiſchen Geſetzen beſtraft. 

§. 14. Fremde aber, wenn ſie wegen auswärts begangener Verbrechen 
zur Strafe gezogen werden ſollen, muͤſſen nach den Geſetzen des Orts, wo 
ſie das Verbrechen begangen haben, beurtheilt werden. 8 

§. 15. Doch kommt es allen denen, welche wegen auswaͤrts began⸗ 
gener Verbrechen innerhalb Landes beſtraft werden ſollen, zu ſtatten, wenn 
die hieſigen Geſetze eine gelindere Strafe auf das auswaͤrts begangene Ver⸗ 
brechen beſtimmt haben. 8 f 


Kriminalordnung Titel I. Abſchnitt 3. H. 96. bis 98, 
\ 85 N H. 96. ) = 3 
Aus was wegen des Gerichtsſtandes in Kriminalſachen verordnet worden, 


findet nur alsdann Anwendung, wenn die mehrern bei einer Kriminalunter⸗ 


ſuchung eintretenden Gerichtsſtaͤnde ſich insgeſammt in hieſigen Landen be⸗ 
finden. Iſt aber einer oder der andere davon ein auslaͤndiſches Gericht, ſo 
hat es wegen der Frage: in wie fern die Auslieferung verlangt werden koͤnne? 


bei den Beſtimmungen der mit auswaͤrtigen Staaten beſtehenden Vertraͤge, 


ſein Bewenden. 5 
Jedoch iſt dabei Folgendes zu beobachten: i ; 
1) Jeder Unterrichter, der von einem auswaͤrtigen Gericht einen Verbrecher 
i ausgeliefert erhaͤlt, muß, wenn zugleich die Ausſtellung von Reverſalien 
de observando reciproco verlangt wird, hierzu die Autoriſation bei 
dem Landes ⸗Juſtizkollegio nachſuchen, welches bei dem Departement 
der auswaͤrtigen Angelegenheiten anfraͤgt. i 5 
N = | 3 2) Bei 


— 11. —- „ 


5 2) Bei Auslieferung eines Verbrechers an ein auswaͤrtiges Gericht, muß 


darauf gedrungen werden, daß das Letztere ebenfalls vor der Ausliefe⸗ 

rung Reverſalien ausſtelle; es ſey denn, daß das Departement der aus⸗ 

waͤrtigen Geſchaͤfte ſolche in einzelnen enen Faͤllen fuͤr uͤber⸗ 
fluͤſſig erklaͤrt. 

3) Kein Richter darf einen Menſchen außer Landes verabfolgen laſſen, oder 

an ein auswaͤrtiges Gericht abliefern, bevor nicht zu dieſer Auslieferung 

die Autoriſation des Departements der auswaͤrtigen angelsgenheiken ein⸗ 
geholet worden. 
) Untergerichte muͤſſen dieſe Autoriſation bei dem ihnen vorgeſetzten Ober⸗ 
gericht nachſuchen, welches letztere uͤber das Verlangen des auswaͤrtigen 
Richters an das Kabinetsminiſterium gutachtlich berichtet. 

5) Wenn nicht durch Vertraͤge ein anderes beſtimmt worden, fo muß auf 
die Auslieferung des Verbrechers angetragen werden, wenn derſelbe ein 
Auslaͤnder, und das Verbrechen im Auslande veruͤbt worden iſt. 

§. 97. Hat ein hieſiger Unterthan ein Verbrechen außerhalb Landes 
begangen, und das einlaͤndiſche Gericht, welches ihn ergriffen hat, will ſich 
mit Fuͤhrung der Unterſuchung wider ihn nicht befaſſen, fo iſt es innerhalb 


ſechs Meilen den Verbrecher an den ordentlichen Richter ſeines inlaͤndiſchen 


Wohnorts abzuliefern befugt, und dieſer iſt die Unterſuchung zu uͤbernehmen 


verpflichtet. 
§. 98. Wenn die Handlung des angeſchuldigten diesſeitigen Unterthans 
nur nach den auswärtigen und nicht nach den hieſigen Geſetzen ſtrafbar if, 


ſo findet weder Unterſuchung noch Beſtrafung Statt. 


(No. 6 140 Deklaration des 8. 3 2 er ag 14ten März 1818. über die Lehen 
und Fideikommiſſe in den h der Elbe gelegenen Provinzen. Vom 
Aften Juli 1820, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 


n Preußen de. dc. 
Thun kund und fügen hierdurch zu wiſſen: 
In der Verordnung vom Ilten März 1818. haben Wir beſtünmt, daß 


fuͤr diejenigen Lehen und Fideikommiſſe in Unſern jenſeits der Elbe gelegenen 


Provinzen, welche zur Zeit der Wiedereinfuͤhrung des Allgemeinen Landrechts 
noch nicht völlig freies Eigenthum geworden waren, die Erbfolgerechte der 
Agnaten von der Zeit dieſer Wiedereinführung an, als wiederhergeſtellt be⸗ 
trachtet werden ſollten. 

Da aber in der Zwiſchenzeit, von dieſer Wiedereinführung an bis zur 
Geſetzeskraft der Verordnung vom I Iten März 1818., die Beſitzer der a 
SE ® un 
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und Fideikommiſſe Veraͤußerungen oder anderweite Belaſtungen derſelben vor⸗ 
genommen haben koͤnnten, und in der erwaͤhnten Verordnung uͤber das Ver⸗ 
haͤltniß der Agnaten zu ſolchen dritten Erwerbern nichts ausdruͤcklich beſtimmt 
iſt, ſo ſind hieruͤber in den Gerichten Zweifel entſtanden. Um dieſe Zweifel 
und die daraus entſprungene Rechtsungewißheit zu entfernen, finden Wir Uns 
gegenwaͤrtig bewogen, nach erfordertem Gutachten Unſers Staatsraths, und 
mit Ruͤckſicht auf die Verordnung vom IIten März 1818. imgleichen auf 
das Allgemeine Landrecht Theil I. Titel 18. H. 290. 291: Titel 15. H. 26. 
Titel 20. §. 80., auf das Hypothekenpatent vom 22ſten Mai 1815. und auf 
die fernere Hypothekenverordnung vom 23ſten Dezember 1816. zu verordnen, 
wie folget. . 
F. I. Diejenigen Agnaten, welche ihre Erbfolgerechte zur Eintragung 
in die Hypothekenbuͤcher vor dem Iften Januar 1818. gehoͤrig angemeldet 
haben, koͤnnen das Gut bei eintretendem Sukzeſſionsfall auch von allen dritten 
Beſitzern, welche daſſelbe in der Zeit nach Wiedereinfuͤhrung des Allgemeinen 
Landrechts bis zur Geſetzeskraft der Verordnung vom I Iten Maͤrz 1818. er⸗ 
worben haben, zurückfordern; fie find jedoch dieſe Erwerber als redliche Be⸗ 
ſitzer zu behandeln verpflichtet. Eine gleiche Verpflichtung haben ſie auch 
gegen die Erwerber anderer dinglichen Rechte an dem Lehen oder Fideikommiß 
aus jenem Zeitraum. f 5 . = 
: F. 2. Daſſelbe gilt von denjenigen Agnaten, welche fich in dem Zeit⸗ 
raum vom Iften Januar 1818. bis zur Geſetzeskraft der Verordnung vom 
IIfen März 1818. gemeldet haben, wenn die Veraͤußerung oder Beſtellung 
irgend eines dinglichen Rechts fuͤr einen Dritten, ſpaͤter, als dieſe Anmeldung, 
vorgefallen iſt. 
§. 3. Solche Agnaten dagegen, welche ſich weder vor dem Iſten Ja⸗ 
nuar 1818., noch vor einer ſolchen Veraͤußerung oder Beſtellung irgend eines 
dinglichen Rechts für einen Dritten, gemeldet haben, müffen die Rechte der 
dritten Erwerber unbedingt anerkennen. EEE =: 
F. 4. In allen dieſen Fällen bleibt es den zur Erbfolge gelangenden 
Agnaten unbenommen, aus dem Vermögen des Beſitzers, welcher die Wer: 
aͤußerung oder die Beſtellung irgend eines dinglichen Rechts fuͤr einen Dritten 
vorgenommen hat, fo weit es die beſtehenden Geſetze geftatten, Erſatz zu fordern. 
8 Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrucktem Königlichen Inſiegel. b W 
Gegeben Berlin, den Iſten Juli 1820. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
Beglaubigt: 


Frieſe. 


